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TOP II.27:  Einbeziehung von Strafgefangenen und Sicherungsverwahrten in die 

gesetzliche Rentenversicherung 

 

Berichterstattung: Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg 

 

 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister nehmen den Bericht des Strafvollzugsaus-

schusses der Länder über Grundlagen und Auswirkungen einer Einbeziehung von 

Strafgefangenen und Sicherungsverwahrten für Beschäftigungszeiten während der 

Haft und der Sicherungsverwahrung in die gesetzliche Rentenversicherung zur 

Kenntnis.  

 

2. Die Justizministerinnen und Justizminister bitten die Finanzministerkonferenz (FMK) 

und die Arbeits- und Sozialministerkonferenz (ASMK), die im Bericht dargestellten 

Modelle hinsichtlich ihrer finanziellen Auswirkung in einer gemeinsamen Arbeitsgrup-

pe der beteiligten Fachkonferenzen näher zu prüfen und zu bewerten.  
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